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Vorwort der Stadt Karlsruhe 

In den vergangenen Jahren berichteten Frauenberatungsstellen, Frauenhäuser und der Allgemeine Soziale Dienst 
zunehmend von konflikthaften Umgängen bei Fällen häuslicher Gewalt, bei denen die Partnerschaftsgewalt über 
den Umgang mit dem Kind fortgeführt wird. Diese Fortführung der Gewalt stellt eine erhebliche 
Herausforderung dar, da sie nicht nur den betroffenen Elternteil, sondern auch die Kinder gefährdet und 
traumatisiert. Es ist daher von größter Wichtigkeit diese Gewalt zu erkennen und zu verhindern. 
 
Bereits seit dem Jahr 2000 vernetzen sich in Karlsruhe mehrmals im Jahr die Beratungs- und Schutzeinrichtungen 
mit Verwaltung, Polizei und Justiz im Koordinationskreis „Häusliche Gewalt überwinden“ unter der 
Federführung der Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Karlsruhe. Diese langjährige, enge Zusammenarbeit hat 
dazu beigetragen, umfassende Strategien und Maßnahmen zur Bekämpfung häuslicher Gewalt zu entwickeln. 
 
Ein erster Austausch des Koordinationskreises mit den Familienrichterinnen und -richtern der Amtsgerichte 
Karlsruhe und Karlsruhe-Durlach beim Fachtag „Umgang und Sorgerecht bei Fällen von häuslicher Gewalt“ im 
März 2023 ergab den Bedarf, einen temporären Arbeitskreis einzurichten und einen Handlungsleitfaden 
auszuarbeiten. Der Arbeitskreis wurde vom Allgemeinen Sozialen Dienst der Stadt Karlsruhe in Kooperation mit 
den Familiengerichten und der Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention der Stadt Karlsruhe ausgerichtet. Die 
Trägereinrichtungen in den Bereichen Begleiteter Umgang, Täterberatung sowie Frauenberatungsstellen und 
Frauenhäuser brachten ihre Fachexpertise ein. 
 
In mehreren Arbeitskreissitzungen in den Jahren 2024 und 2025 wurden Rollen, Haltungen und Kriterien zum 
Umgang bei Fällen von häuslicher Gewalt reflektiert und erarbeitet, um einen gemeinsamen Leitfaden zu 
erstellen. Diese erfolgreiche Zusammenarbeit leitet einen Paradigmenwechsel ein, bei dem Artikel 31 der 
Istanbul-Konvention Berücksichtigung findet und die Zusammenarbeit der beteiligten Fachstellen gestärkt wird. 

Die Istanbul-Konvention und Artikel 31 

Die Istanbul-Konvention, mit dem offiziellen Titel „Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt“, wurde 2011 in Istanbul verabschiedet und ist 
ein wegweisendes internationales Abkommen, das Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt verhindern, 
Opfer schützen und die Strafverfolgung der Täter sicherstellen soll. Deutschland hat die Istanbul-Konvention 
2018 ratifiziert und sich damit zur Umsetzung auf allen staatlichen Ebenen verpflichtet. 

Ziel des Leitfadens 

Der in Karlsruhe erarbeitete Leitfaden verfolgt das Ziel, einen Rahmen für Umgangsregelungen bei Fällen 
häuslicher Gewalt zu schaffen. Dabei soll sichergestellt werden, dass insbesondere die Sicherheit und das 
Wohlergehen des gewaltbetroffenen Elternteils und der gemeinsamen Kinder gewährleistet sind. Die Vernetzung 
der verschiedenen Institutionen und Organisationen sowie die Ausrichtung an einheitlichen Verfahrensweisen ist 
dabei ein wichtiges Element. 
 
Dieser Leitfaden leistet einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung und zum Schutz von Opfern häuslicher Gewalt 
in Karlsruhe und ist ein Schritt zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in der Praxis. Er richtet sich an die 
Fachkräfte aller Disziplinen, die an den Entscheidungen und in der Durchführung, des Umgangs nach häuslicher 
Gewalt beteiligt sind unter anderen: 
 
▪ Fachkräfte des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
▪ Familienrichterinnen und Familienrichter  
▪ Verfahrensbeistände  
▪ Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
▪ Umgangsträger  
▪ Frauen- und Männerunterstützungs- und -Beratungseinrichtungen 
▪ Erziehungsberatungsstellen 
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1. Ausgangslage  

Laut Artikel 3b der Istanbul-Konvention wird häusliche Gewalt definiert als: 
„alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher Gewalt, die innerhalb der Familie oder 
des Haushalts oder zwischen früheren oder derzeitigen Ehegatten oder Partnern vorkommen, unabhängig davon, 
ob der Täter denselben Wohnsitz wie das Opfer hat oder hatte.“ 
 
Diese Gewaltformen beinhalten zum Beispiel: 
 
▪ Physische Gewalt: Schläge, Tritte, Würgen oder andere körperliche Angriffe. 
▪ Sexuelle Gewalt: Vergewaltigung, sexuelle Nötigung, erzwungene sexuelle Handlungen. 
▪ Psychische Gewalt: Bedrohungen, Einschüchterungen, Erniedrigungen, Kontrolle und Überwachung, 

Manipulation 
▪ Wirtschaftliche Gewalt: Finanzielle Kontrolle, Vorenthalten von Geld oder Ressourcen, Zwingen zur 

wirtschaftlichen Abhängigkeit. 
▪ soziale Kontrolle in Form von erzwungenen Kontaktabbrüchen zu familiären und freundschaftlichen 

Netzwerken und digitale Überwachung ist Gewalt. 

Nicht nur Zeugen – Folgen häuslicher Gewalt für Kinder 

Das (Mit-) Erleben von häuslicher Gewalt hat erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung von Kindern.  
In der Familie miterlebte Gewalt kann nachhaltig negative und unter Umständen auch langfristige Auswirkungen 
auf die Entwicklung eines Kindes haben. Kinder sind abhängig von denjenigen, die sie betreuen und versorgen. 
Deswegen erleben sie eine körperliche Bedrohung gegenüber einem betreuenden Elternteil, auch als Bedrohung 
gegen sich selbst – oftmals wird diese sogar schlimmer empfunden, als wenn diese unmittelbar gegen das Kind 
selbst gerichtet ist.  
 
Das Risiko selbst auch misshandelt zu werden, ist für diese Kinder deutlich erhöht. Ebenso die Gefahr, dass sie 
selbst durch die vorgelebte Gewalt, zu gewalttätigem Verhalten gegenüber anderen neigen können. 
 
Jede Form des Auftretens häuslicher Gewalt, von welcher Kinder betroffen sind, ist als eine spezifische Form der 
Kindeswohlgefährdung anzusehen, oder bietet zumindest Anhaltspunkte dafür, eine solche zu überprüfen.  
Um einer weiteren Gefährdung der Kinder entgegenzuwirken muss in Umgangsfragen eine gut abgewogene 
Einschätzung stattfinden, unter welcher Voraussetzung und ob überhaupt Umgang zum gewaltausübenden 
Elternteil stattfinden kann.  

Gesetzliche Ausgangslage 

Das Grundgesetz schützt mit Artikel 6 die besondere Beziehung zwischen Eltern und Kindern. Eingriffe des 
Staates dürfen nur aufgrund einer gesetzlichen Grundlage erfolgen und müssen verhältnismäßig sein.  
 
Das Gesetz (§ 1684 Abs. 4 S. 1 BGB) sieht vor, dass das Umgangsrecht eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden kann, wenn dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Längerfristig darf ein Umgangsausschluss aber 
nur angeordnet werden, wenn das Wohl des Kindes gefährdet und die Gefährdung hinreichend begründet ist  
(§ 1684 Abs. 4 S. 2 BGB).  
 
Die familienrechtliche Vorgabe zur Beschränkung beziehungsweise zum vorübergehenden Ausschluss von 
Umgang wird in Deutschland seit dem 1. Februar 2018 ergänzt durch Art. 31 der Istanbul-Konvention (IK). Die 
Rechtspraxis ist demnach aufgefordert, gewalttätige Vorfälle bei Entscheidungen über das Umgangsrecht 
betreffender Kinder zu berücksichtigen (Art. 31 Abs. 1 IK) und Maßnahmen zu treffen, damit die Ausübung des 
Umgangsrechts die Rechte und die Sicherheit sowohl der Kinder als auch des gewaltbetroffenen Elternteils nicht 
gefährdet (Art. 31 Abs. 2 IK).  
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2. Grundsätzliche Vorgehensweise 

Die Frage ob und in welcher Form in Fällen häuslicher Gewalt oder in entsprechenden Verdachtsfällen Umgang 
stattfinden kann, wird durch den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) oder das Familiengericht überprüft. Hierzu 
sind folgende Punkte zu beachten und zu prüfen:  
 
▪ Zunächst muss eingeschätzt werden, ob häusliche Gewalt vorliegt, wenn ja in welchem Ausmaß, welche 

Auswirkung auf die Kinder festzustellen sind und welche Konsequenzen sich hieraus für die 
Umgangskontakte ergeben. Dabei ist auch eine mögliche Gefährdung des die Gewalt erlebenden Elternteils 
zu berücksichtigen. In der Regel erfolgt diese Ersteinschätzung über den ASD.  

▪ Umgangskontakte setzen voraus, dass der gewaltausübende Elternteil Verantwortung für die Gewalt 
übernimmt. Dies bedeutet: Der Elternteil sieht eigene Anteile an der Tat, beziehungsweise eigenes 
schädliches Verhalten und möchte Maßnahmen ergreifen, um sein Verhalten zukünftig zu ändern. Der 
gewaltausübende Elternteil wird hierin vom ASD fachlich unterstützt und es werden entsprechende 
Unterstützungsangebote zur Verfügung gestellt. Siehe hierzu auch: „Fragen zur Einschätzung der elterlichen 
Verantwortungsübernahme“ im Anhang.  

▪ Der von der Gewalt betroffene Elternteil erhält vom ASD zeitnah ein spezialisiertes Angebot zur 
Unterstützung und zur Verarbeitung des Geschehenen.  

▪ Eine gemeinsame Elternberatung kann nur stattfinden, wenn zwischen den Eltern kein Machtgefälle 
besteht. Bereits bei Verdachtsfällen häuslicher Gewalt wird daher in Karlsruhe eine Elternberatung in Form 
der Tandemberatung angeboten. Bei vorherrschend struktureller häuslicher Gewalt ohne 
Verantwortungsübernahme ist eine Tandemberatung jedoch nicht möglich. Hier kann eine Einzelberatung 
greifen.  

▪ Der von Gewalt betroffene Elternteil wird vom ASD auf mögliche Schutzmaßnahmen, wie beispielsweise die 
Möglichkeit des Näherungsverbotes nach dem Gewaltschutzgesetz (GewSchG) oder der Aufnahme in einem 
Frauenhaus, hingewiesen. 

3. Vorgehen des Jugendamtes – Allgemeiner Sozialer 
Dienst (ASD)  

In der Regel erhält der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) die erste Mitteilung über das Vorliegen häuslicher 
Gewalt, von welcher auch Kinder betroffen sind, durch eine polizeiliche Meldung oder durch die Betroffenen 
selbst. Die häusliche Gewalt wird nach dem geltenden gesetzlichen Standard einer Kindeswohlgefährdung nach  
§ 8 a SGBVIII überprüft. Im Rahmen dieser Überprüfung nimmt das Jugendamt eine erste eigene fachlich 
begründete Einschätzung darüber vor, ob und wenn ja, welche Form des Umgangs empfohlen werden kann. 
Dabei werden die Interessen und der Schutz des Kindes und der des gewalterfahrenden Elternteils 
berücksichtigt. 
 
Bei dieser Entscheidungsfindung muss gegenübergestellt und abgewogen werden:  
 
▪ das Recht der Eltern, auch das des gewaltausübenden Elternteils, sowie das Recht des Kindes auf Umgang.  
▪ das Recht des Kindes und des gewalterlebenden Elternteils, auf Schutz vor Gewalt. 

 
Die Entscheidung über den Umgang muss sich vorrangig an den Bedürfnissen des Kindes orientieren, sowie an 
dem emotionalen und physischen Schutz des Elternteils, welcher von der Gewalt betroffen ist.  
Die Einschätzung zum Umgang mit einem gewalttätigen Elternteil nach häuslicher Gewalt, ist dabei fachlich 
begründet zu unterscheiden zu einer Einschätzung eines Umgangs bei hochstrittigen Elternpaaren. Bei häuslicher 
Gewalt ist es vorrangig, den betroffenen Elternteil und das Kind vor weiterer Gewalt zu schützen, wohingegen 
bei Hochstrittigkeit im Vordergrund steht, die Kontakte des Kindes zum besuchenden Elternteil von den 
Konflikten der Eltern frei zu halten. 
 
Die durch den ASD getroffene Ersteinschätzung zur Umsetzung der Umgänge, mündet in einer konkreten 
Empfehlung an den betreuenden, in der Regel auch dem von der Gewalt betroffenen Elternteil. Der 
gewaltausübende Elternteil wird seitens ASD über diese Empfehlung informiert. Sofern beide Eltern mit den 
vorgeschlagenen Maßnahmen einverstanden sind, werden diese im Austausch und im Dialog mit den Eltern, den 
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beteiligten Fachkräften der Beratungsstellen und den Trägern des Umgangs, auf ihre Umsetzungsmöglichkeit hin 
besprochen. In der Durchführung der getroffenen Vereinbarung muss diese regelmäßig auf ihre Entwicklung hin 
reflektiert und angepasst werden. 
 
Im Falle eines eingelegten Widerspruchs gegen die vom ASD empfohlene Umsetzung durch einen Elternteil, 
besteht sowohl für den Elternteil selbst, als auch für den ASD die Möglichkeit eine Entscheidung zum Umgang 
durch das Familiengericht herbeizuführen.  
Hier berät der ASD die Eltern hinsichtlich der Verfahrensabläufe des Familiengerichts und über die Möglichkeit 
gegebenenfalls Beratungs- und Prozesskostenhilfe zu erhalten.  
 
Die Ausgestaltung der gerichtlich vereinbarten oder angeordneten Umgangskontakte richtet sich nach der 
getroffenen fachlichen Einschätzung und kann in der Gesamtbetrachtung des Falls zu unterschiedlichen 
Ergebnissen führen, siehe unten Umgangsalternativen.  

4. Vorgehen und Entscheidung des Familiengerichtes 

Fälle erwiesener häuslicher Gewalt oder Verdachtsfälle häuslicher Gewalt erfordern im gerichtlichen Verfahren 
eine besondere Verfahrenspraxis, um den Belastungen und Schutzbedürfnissen der Betroffenen Rechnung zu 
tragen. Die Sicherung des Kindeswohls und (im Hinblick auf die Ausstrahlungswirkung der Istanbul Konvention) 
des Opferschutzes haben Vorrang. 
Hierbei können besondere Verfahrensgrundsätze zu einer Verbesserung beitragen. Die Ausgestaltung des 
Verfahrens und die Entscheidung obliegen der Richterin oder dem Richter in richterlicher Unabhängigkeit. 
 
Der Fall sollte von allen Beteiligten (betroffener Elternteil, Verfahrensbevollmächtigte, Jugendamt/ASD, 
Verfahrensbeistand) zum frühestmöglichen Zeitpunkt als (Verdachtsfall) häusliche Gewalt benannt werden.  
 
Die Verfahrensbeteiligten sollten daher in ihren Schriftsätzen beziehungsweise Stellungnahmen: 
 
▪ den Sachverhalt konkret schildern (mit Hinweis auf vorliegende Gefährdungseinschätzungen, 

Eskalationsgrad, Zeitpunkt der Trennung, berichtete Belastungsmomente des Kindes und eines Elternteils, 
eventuell bestehende Umgangsvereinbarungen und -durchführungen und Gefährlichkeitseinschätzung nach 
Art. 31, 51 Istanbul Konvention), 

▪ Angaben zum Schutzbedarf des Kindes und zum Schutzbedarf des von der Gewalt betroffenen Elternteils 
machen, 

▪ einen Hinweis enthalten, wenn die Anschrift des gewaltbetroffenen Elternteils vertraulich zu behandeln ist, 
▪ polizeiliche Aktenzeichen sowie weitere bereits bekannte behördliche Vorgänge mitteilen,  
▪ etwa vorliegende ärztliche Atteste oder andere Beweismittel beifügen, 
▪ Stellungnahmen von Beratungsstellen, etwa zum Verlauf einer Beratung und dort berichteten Vorfällen 

vorlegen, wenn entsprechende Schweigepflichtentbindungen vorgelegt werden, 
▪ mitteilen ob und aus welchen Gründen eine getrennte Anhörung der Eltern gewünscht wird, 
▪ mitteilen, ob Gründe vorliegen, die gegen eine Terminierung innerhalb der Monatsfrist des  

§ 155 Abs. 2 S. 2 FamFG sprechen.  
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Vorgehen des Gerichts 

1. Das Gericht bestellt in der Regel einen Verfahrensbeistand und beteiligt den ASD.  
2. Das Gericht fordert die bekannten Akten von Polizei, Staatsanwaltschaft oder Strafgericht an  
3. Das Gericht beachtet bei der Terminierung: 

▪ Es gilt grundsätzlich die Monatsfrist des § 155 Abs. 2 Satz 2 FamFG. Sofern von den Beteiligten Gründe 
für eine Entschleunigung geltend gemacht wurden, kann eine spätere Terminierung erfolgen.  

▪ Die Anhörung der Kinder erfolgt in der Regel in einem gesonderten Termin. Der nicht betreuende 
Elternteil wird auf seine Abwesenheitspflicht hingewiesen. 

▪ Es wird geprüft, ob eine getrennte Anhörung der Eltern erfolgen soll. Bei der Entscheidung hierüber 
berücksichtigt das Gericht insbesondere die Gefährdungslage, die Belastung der Elternteile und die mit 
einer getrennten Anhörung und der Gewährung rechtlichen Gehörs verbundenen Verzögerung.  

4. Im Fall des beabsichtigten Abschlusses einer Vereinbarung ist besonders zu prüfen, ob ein 
Verhandlungsgleichgewicht zwischen der von der Gewalt betroffenen Person und dem Täter besteht und ein 
ausreichender Schutz des Gewalterfahrenden hergestellt wird beziehungsweise erhalten bleibt. 

5. Das Gericht sieht von Anordnungen über gemeinsame Beratungsgespräche ab. Bei einer möglichen 
Tandemberatung sollten die Beratenden und die Umgangsbegleitenden von der Schweigepflicht 
untereinander und gegenüber dem Gericht (inklusive Protokollübersendung) entbunden werden. 

Gerichtliche Entscheidung 

Maßstab einer gerichtlichen Umgangsentscheidung ist § 1684 Abs. 3 und 4 BGB. Sofern zwischen den Eltern das 
Vorliegen von Gewalt streitig ist, kann es erforderlich werden, dass das Gericht im Wege der Amtsermittlung  
(§ 26 FamFG), Feststellungen dazu treffen muss, ob es zu häuslicher Gewalt gekommen ist. Amtsermittlung 
bedeutet, dass das Gericht alle erheblichen Tatsachen von sich aus ermitteln muss, zum Beispiel durch 
Einsichtnahme in fremde Akten, Einholung von Gutachten, Anhörung der Beteiligten, im Einzelfall auch durch 
Befragung von Zeugen und so weiter.  
 
Das Gericht trifft eine Entscheidung über die Regelung des Umgangs oder schließt den Umgang aus. Ein 
längerfristiger Umgangsausschluss, der die Feststellung der Gefährdung des Kindeswohls voraussetzt, ist in der 
Regel nur nach Einholung eines vom Gericht beauftragten Gutachtens möglich. Das Gutachten wird von einem 
psychiatrischen oder psychologischen Sachverständigen erstellt. Falls erforderlich, etwa weil eine Regelung bis 
zur Fertigstellung eines Gutachtens benötigt wird, und eine Einigung über das Vorgehen für diesen Zeitraum 
nicht möglich ist, trifft das Gericht auch vorläufige Regelungen in einem Eilverfahren.  
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5. Umgangsalternativen  

Unbegleiteter Umgang 

Unbegleitete Umgangskontakte können in Fällen erwiesener häuslicher Gewalt stattfinden, wenn nach 
vorheriger Einschätzung durch die Fachkräfte, 
 
▪ gewährleistet ist, dass es zu keiner weiteren Gefährdung, Gewalthandlung, Bedrohung, Beschimpfung oder 

Manipulation kommt, 
▪ der betreuende Elternteil stabil ist und durch die Umgangskontakte nicht erneut traumatisiert oder in seiner 

Fähigkeit zur Versorgung des Kindes beeinträchtigt wird, 
▪ der Umgang das Kind nicht wiederholt seelisch verletzt oder psychisch dauerhaft belastet, 
▪ das Kind den Kontakt wünscht und diesem aus fachlicher Sicht emotional gewachsen ist,  
▪ keine verfestigten und sich wiederholende Gewaltmuster vorliegen, 
▪ die Einsichtsfähigkeit und Verantwortungsübernahme für das gefährdende Handeln erkennbar ist und der 

gewaltausübende – gegebenenfalls beide – Elternteile  
▪ weiterführende Hilfen/Beratung wahrnehmen 

Beschützter Umgang 

Ein beschützter Umgang wird in Karlsruhe in den Formen begleiteter Umgang oder begleitete Übergabe 
umgesetzt. Dabei unterscheiden sich die Angebote in der Intensität der fachlichen Begleitung: Der begleitete 
Umgang bietet ein hohes Maß an Schutz und die Möglichkeit der anschließenden, auch gemeinsamen Reflexion 
der Umgänge. Die begleitete Übergabe hingegen ermöglicht es, dass die Eltern zunächst keinen direkten 
Kontakt bei der Übergabe der Kinder zueinander haben. Die Übergabe begleitet eine neutrale Person. Begleitete 
Umgänge oder Übergaben können von neutralen Privatpersonen oder einem Träger geleistet werden.  
 
Ein beschützter Umgang muss in Betracht gezogen werden, wenn  
 
▪ Gewalt stattgefunden hat oder sich nicht sicher ausschließen lässt. 
▪ er erforderlich ist, um die emotionale und physische Sicherheit des Kindes zu gewährleisten 
▪ eine Verantwortungsübernahme durch den gewaltausübenden Elternteil und Bereitschaft besteht, 

Maßnahmen zur Verhaltensmodifikation wie Therapie oder Tätertraining anzunehmen, (siehe auch Fragen 
zur Einschätzung der Verantwortungsübernahme)  

▪ Täterstrategien, wie Manipulation des Kindes, hierdurch erkannt und gestoppt werden können 
▪ das Kind eine Hilfestellung zur Verarbeitung der Umgangskontakte benötigt. 
 
Auch wenn der beschützte Umgang grundsätzlich eine zeitlich befristete Hilfe ist, darf es keine automatische 
oder erzwungene Überleitung in einen unbegleiteten Umgang geben. Hierzu bedarf es einer erneuten fachlichen 
Einschätzung, aller am begleiteten Umgang beteiligter Fachkräfte.  
 
Eine Sonderform beschützter Umgänge ist die gerichtlich angeordnete Umgangspflegschaft. Die 
Umgangspfleger haben die Aufgabe die Eltern bei der Durchführung der im gerichtlichen Beschluss festgelegten 
Umgänge – insbesondere der Übergaben – zu unterstützen. Der Umgangspfleger kann dabei die Herausgabe 
des Kindes verlangen.  
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(Zeitlich befristete) Umgangsaussetzung 

Die Aussetzung des Umgangs stellt einen massiven Eingriff in das Elternrecht dar und ist daher ausreichend 
fachlich mit Hinblick auf das Kindeswohl zu begründen. Die Umgangsaussetzung ist regelmäßig auf 
Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit hin zu überprüfen.  
Eine zeitlich befristete Aussetzung des Umgangs muss im Fall von nachgewiesener häuslicher Gewalt geprüft 
werden:  
 
▪ bei fortdauernder Bedrohung und Gefährdung,  
▪ bei notwendiger Stabilisierung für den von der Gewalt betroffenen Elternteil und das Kind, 
▪ wenn die seelische und die geistige Entwicklung des Kindes durch die Umgänge dauerhaft geschädigt 

werden  
▪ das Kind Angst vor dem gewaltausübenden Elternteil hat, 
▪ wenn das Kind den Umgang nachvollziehbar ablehnt, 
▪ wenn der Gewaltausübende keine Verantwortung für sein Handeln übernimmt 
 
Die Verantwortungsübernahme der Eltern und die Veränderungsbereitschaft sind zentral für eine positive 
Beziehung zum Kind. Hierzu sollten die Eltern sich in einen Veränderungsprozess begeben und Beratungs-
/Therapieangebote für sich nutzen. In der Zwischenzeit wird für die Frage, ob und unter welchen Bedingungen 
ein Umgang ermöglicht werden kann, abzuwägen sein, welche Ressourcen bereits vorhanden sind, um das 
Ausmaß des Umganges und das Ausmaß der notwendigen Kontrolle bestimmen zu können. Je weniger 
Verantwortungsübernahme erkennbar ist, desto belastender wirken sich die Kontakte auf den von Gewalt 
Betroffenen und die Kinder aus. Entsprechend größer müssen die Zeiten zwischen den einzelnen Kontakten und 
die notwendige Begleitung und Kontrolle der Kontakte sein.  
 

6. Fazit 

Der in Karlsruhe entwickelte Leitfaden dient Fachkräften als Orientierung für Umgangsregelungen bei häuslicher 
Gewalt. Im Mittelpunkt stehen die verbesserte Zusammenarbeit aller beteiligten Institutionen – Jugendamt, 
Gericht, Beratungseinrichtungen, Umgangsbegleitung – sowie die Ausrichtung an vorhersehbaren und 
transparenten Rahmenbedingungen. Der Leitfaden stärkt den Schutzauftrag der Fachkräfte und verbessert die 
Koordination im Kinderschutz. 
Er ist ein konkreter Beitrag zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in Karlsruhe und richtet sich an alle 
Berufsgruppen, die mit Umgangsregelungen nach häuslicher Gewalt befasst sind. 
 
Im Anhang finden Sie weitere hilfreiche Anregungen für die praktische Arbeit und Informationen über wichtige 
Anlaufstellen und Kontakte in Karlsruhe.  
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7. Anhang 

Fragensammlung zur Entscheidungshilfe für Fachkräfte 

Die folgenden Fragen können für Fachkräfte als Entscheidungshilfe für oder gegen einen Umgang 
beziehungsweise für die Ausgestaltung eines Umgangs hilfreich sein.  
Die Einschätzungen können gegebenenfalls auch als Formulierungshilfe für eine Stellungnahme vor dem 
Familiengericht genutzt werden.  
 

Grundsätzliche Vorüberlegungen zu einem Umgang 

 Ja Nein Nicht 
einschätzbar 

Ist eine Gefährdung des Kindes im Sinne einer 
Retraumatisierung oder schweren Belastung durch einen 
Umgang gegeben? 

   

Kann das Kind vom Familiensystem ausreichend geschützt und 
unterstützt werden, bei oder nach der Begegnung mit dem 
gewaltausübenden Elternteil? 

   

Will das Kind den Umgang?     

Ist das Kind zu diesem Zeitpunkt stabil in seiner Entwicklung 
und Lebenssituation um mit dem Umgang umzugehen? 

   

War das Kind selbst Augen- oder Ohrenzeuge der 
Partnerschaftsgewalt? 

   

Zeigt das Kind Reaktionen auf das (Mit-) Erleben der Gewalt?    

Hat das Kind selbst Gewalt (physische/psychische) durch den 
gewaltausübenden Elternteil erlebt? 

   

Versucht das Kind, „das Familiengeheimnis“ zu bewahren?    

Gibt es vermehrten Alkohol-/Drogenkonsum bei den Eltern?    

Der gewaltausübende Elternteil ist bereit, seine 
Umgangswünsche an den Wünschen des betroffenen Elternteils 
und in besonderer Weise an den Wünschen beziehungsweise 
der Befindlichkeit der betroffenen Kinder zu orientieren. 
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Fragen zur Einschätzung der elterlichen Verantwortungsübernahme 

 Ja Nein Nicht 
einschätzbar 

Bezieht sich die Motivation des gewaltausübenden Elternteils zum 
Umgang auf die Stärkung der positiven Beziehung zum Kind?  

   

Handelt es sich vorrangig um eine situative häusliche  
Gewalt Konstellation? 

   

Handelt es sich vorrangig um eine strukturelle häusliche  
Gewalt Konstellation? 

   

Gibt es eine Verantwortungsübernahme für die Partnerschaftsgewalt 
vom gewaltausübenden Elternteil? 

   

Gibt es eine Verantwortungsübernahme für die Partnerschaftsgewalt 
vom gewaltbetroffenen Elternteil? 

   

Bearbeiten die Eltern jeweils getrennt ihre Gewalterfahrungen?  
Sind sie bereit, dafür Beratung, Training oder Therapie in Anspruch  
zu nehmen? 

   

Sind die Eltern unter bestimmten Voraussetzungen bereit und in der 
Lage, sich an einen Tisch zu setzen? 

   

Die stattgefundenen Gewalthandlungen werden nicht bestritten.    

Der eigene Anteil an der Eskalation wird anerkannt.    

Der gewaltausübende Elternteil erkennt an, dass die 
Gewalthandlungen die betroffenen Kinder und den betroffenen 
anderen Elternteil physisch und psychisch verletzt haben. 

   

Der gewaltausübende Elternteil bedauert das Gewaltgeschehen, 
erkennt sein Fehlverhalten an und ist in der Lage, diese Einsicht in 
angemessener Weise dem betroffenen Kind und dem anderen 
Elternteil zu vermitteln. 

   

Zeigen die Eltern Empathie für die Situation des Kindes und für seine 
Bedürfnisse? Wie schätzen sie die gegenwärtige Situation des Kindes 
ein, wie ist ihre prognostische Einschätzung? 

   

Kann der Umgang perspektivisch in die Verantwortung der Eltern 
übergehen? Wie? Unter welchen Voraussetzungen? 

   

Ist der gewaltausübende Elternteil bereit, Verhaltensregeln  
zu akzeptieren? 

   

Der gewaltausübende Elternteil akzeptiert, dass er an seinen eigenen 
Verhaltensweisen Änderungen herbeiführen muss und dieses nicht 
ohne Inanspruchnahme professioneller Hilfe geht. 

   

Der gewaltausübende Elternteil leitet ernsthafte und verbindliche 
Schritte für therapeutische Hilfe ein. 
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Folgende Fragestellungen können optional und je nach Bedarf/Situation/Auslage genutzt werden, um 
tiefergehend Einblicke zu erhalten: 

Fragen in Bezug auf den Träger/die durchführende Einrichtung des BU´s  

 Ja Nein Keine 
Erfahrungen 

Sieht das Konzept spezielle Regelungen und ein spezielles Vorgehen bei 
Familien mit Häuslicher Gewalt vor? 

   

Gibt es Regelungen/Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit des Kindes 
und des betroffenen Elternteils? 

   

Kann bei Umgangskontakten eine Belastung oder Retraumatisierung des Kindes 
erkannt und schützend eingegriffen werden? 

   

Gibt es ein Konzept zur Vorbereitung/Anbahnung des Umgangs für das Kind mit 
der Umgangsbegleiterin? 

   

Kann das Kind adäquat auf den Umgang und einzelne Umgangskontakte 
vorbereitet werden? (zum Beispiel Kindern Rahmenbedingungen und Regeln 
erklären, sie können Raum verlassen, Pause machen, abbrechen. Wünsche und 
Fragen des Kindes beachten) 

   

Kooperation mit anderen Beteiligten? Einbezug der vorliegenden Informationen 
(Polizei, Familiengericht, Jugendamt, Gutachten, Verfahrensbeistand, 
Frauenberatung, Tandemberatung, Therapeutinnen und Therapeuten und so 
weiter) bei der Planung und Umsetzung des Beschützten Umgangs? 

   

Gibt es Personen im Umfeld der Familie, die einen Umgang im positiven Sinne 
unterstützen können? Können diese einbezogen werden? 
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Weitere Fragen zur Gefährlichkeitseinschätzung für Kinder (tiefergehend) 

 Ja Nein Nicht 
einschätzbar 

Hat die Gewalt in den letzten zwei Jahren zugenommen?    

Wurde das Kind jemals misshandelt?    

Hat sich die Häufigkeit der Misshandlungen erhöht?    

War das Kind verletzt?    

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals gedroht,  
das Kind umzubringen? 

   

War der gewaltausübende Elternteil schon jemals gegenüber 
anderen Personen gewalttätig? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals gedroht, Selbstmord zu 
begehen oder einen Selbstmordversuch unternommen? 

   

Äußert das Kind Angst um den von Gewalt betroffenen Elternteil?    

Lebt(e) das Kind mit dem gewaltausübenden Elternteil in  
einem Haushalt? 

   

Besitzt der gewaltausübende Elternteil Waffen? Welche?    

Hat der gewaltausübende Elternteil eine Berechtigung dazu, eine 
Waffe zu haben? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals eine Waffe gegen das 
Kind und /oder gegen den von Gewalt betroffenen Elternteil 
gerichtet oder damit gedroht? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil schon einmal eine strafbare 
Handlung begangen (außer Gewalt)? Welche? 

   

Hat das Kind in den letzten zwölf Monaten versucht,  
Hilfe zu holen? 

   

Wurde das Kind isoliert oder daran gehindert, mit jemandem zu 
reden oder Hilfe zu bekommen? Wurde es eingeschüchtert? 

   

War der gewaltausübende Elternteil in den letzten zwölf Monaten 
ungewöhnlichen Stresssituationen ausgesetzt? (Verlust des 
Arbeitsplatzes, finanzielle Krise, …) 

   

Trinkt der gewaltausübende Elternteil regelmäßig Alkohol? Nimmt 
er andere Drogen? Welche? 

   

Glaubt der von Gewalt betroffene Elternteil, dass der 
gewaltausübende Elternteil imstande wäre, das Kind ernstlich zu 
verletzen oder umzubringen? 

   

Wurde der gewaltausübende Elternteil als Kind Zeuge von 
Gewalthandlungen seines Vaters an seiner Mutter? 

   

Wurde der gewaltausübende Elternteil als Kind, von einem 
Familienmitglied selbst misshandelt oder missbraucht? 

   

Zeigt der gewaltausübende Elternteil nach der Tat Reue und 
verspricht, sich zu ändern? 
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Weitere Fragen zur Gefährlichkeitseinschätzung für den von Gewalt betroffenen Elternteil 
(tiefergehend)  

 Ja Nein Nicht 
einschätzbar 

Ist der gewaltausübende Elternteil zunehmend gewalttätiger 
und/oder gefährlicher geworden?  

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals so schwer verletzt, 
dass ärztliche Hilfe notwendig war? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals gewürgt?    

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals gedroht, sich, den 
anderen Elternteil oder die Kinder umzubringen? 

   

Besteht der Glaube, der gewaltausübende Elternteil könnte 
ernsthaft verletzen oder töten? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals eine Waffe 
eingesetzt oder gedroht dies zu tun? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals sexuell 
misshandelt/vergewaltigt? 

   

Wurden die Kinder vom gewaltausübenden Elternteil 
misshandelt? Sind diese bei den Auseinandersetzungen 
zu Hause oder beteiligt? 

   

Kontrolliert der gewaltausübende Elternteil die meisten der 
alltäglichen Aktivitäten des Opferelternteils? (Verfolgung, 
Kontrolle, Beobachtung, Nachstellung, Geldverfügung)  

   

Hat der von Gewalt betroffene Elternteil versucht, in den 
letzten zwölf Monaten Hilfe von außen zu bekommen? 
Wurde der von Gewalt betroffene Elternteil daran gehindert, 
Hilfe zu bekommen oder mit jemanden zu reden? 

   

Hat der von Gewalt betroffene Elternteil versucht den 
gewaltausübenden Elternteil zu schützen (Polizeiaussage 
verweigert, Anzeige zurückgezogen)? 

   

Ist es wahrscheinlich, dass der gewaltausübende Elternteil auf 
eine Trennung oder Scheidung, einen Gerichtstermin oder 
ähnliches mit Gewalt reagiert? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil eine Waffe?    

Macht der gewaltausübende Elternteil Kampfsport? Hat er 
diese Fähigkeiten jemals gegen das Opferelternteil eingesetzt? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil sich gegenüber seinen  
Ex-Partnerinnen oder -Partnern ebenfalls gewalttätig 
verhalten? 

   

War der gewaltausübende Elternteil jemals anderen Personen 
gegenüber gewalttätig? 

   

Wurde der gewaltausübende Elternteil selbst als Kind 
misshandelt oder Zeuge Häuslicher Gewalt? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil mutwillig persönliche 
Gegenstände des Opfers oder die Einrichtung zerstört? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil Tiere gequält, verletzt  
oder getötet? 

   

Konsumiert der gewaltausübende Elternteil Drogen oder 
Alkohol? Ist oder war er auf Entzug? 
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Hat der gewaltausübende Elternteil außergewöhnlichen Stress 
(Arbeitsplatzverlust, Finanzprobleme, Todesfall)? 

   

Lebt der gewaltausübende Elternteil jetzt sehr isoliert?    

Hat der gewaltausübende Elternteil jemals einen 
Selbstmordversuch unternommen oder angedroht? 

   

Hat der gewaltausübende Elternteil schon andere nicht 
gewalttätige Straftaten begangen? Welche? 

   

Sind psychiatrische Erkrankungen/Diagnosen beim 
gewaltausübenden Elternteil bekannt?   
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Wichtige Anlaufstellen und Kontakte 

Allgemeiner Sozialer Dienst – Sozial- und Jugendbehörde, Stadt Karlsruhe 

Südendstraße 42 
 
Telefon: 0721 133 -5301 
E-Mail: jusodi@sjb.karlsruhe.de 
Internet: www.karlsruhe.de/asd 

Bürgerservice Amtsgericht Karlsruhe 

Unter anderem zuständig für die Beantragung von Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz 
 
Montag bis Freitag: 9 bis 11 Uhr 
Dienstag und Donnerstag: 13 bis 15 Uhr 
 
Schlossplatz 23, 76131 Karlsruhe 
Telefon: 0721 926-5033 

Amtsgericht Karlsruhe – Familiengericht  

Lammstraße 1 – 5, 76133 Karlsruhe 
Internet: www.amtsgericht-karlsruhe.de  

Amtsgericht Karlsruhe-Durlach – Familiengericht 

Karlsburgstraße 10, 76227 Karlsruhe 
Internet: www.amtsgericht-karlsruhe-durlach.de 

Begleiteter Umgang – Der Kinderschutzbund Stadt und Landkreis Karlsruhe e. V. 

Der Kinderschutzbund bietet im Rahmen des Begleiteten Umgangs: begleitete Übergaben, unterstützte 
Umgänge, begleitete Umgänge im engeren Sinne. Neu bietet der Kinderschutzbund im Projekt „Kind im 
Zentrum“, bei dem das Kind zusätzlich einen eigenen Berater erhält, zwei Plätze an. Hierbei stehen die Wünsche 
und Bedürfnisse des Kindes im Mittelpunkt. Durch zusätzliche Elterngespräche werden Eltern zur Reflexion und 
zur Entwicklung neuer Handlungsstrategien zum Wohle des Kindes angeregt. Ab Mitte 2025 ist ein 
Umgangscafé geplant. 
Die Umgänge und Übergaben werden durch ehrenamtliche Mitarbeitende mit Ausbildung zur 
Umgangsbegleitung durchgeführt. Zusätzlich ist jedem Umgang eine Fachkraft zugeteilt, die in engem Kontakt 
mit den Eltern und Umgangsbegleitenden steht. Die Umgänge können je nach Absprache unter der Woche als 
auch am Wochenende stattfinden.  
 
Begleiteter Umgang 
Telefon: 0721 8301161 
E-Mail: kr@dksb-ka.de 
Internet: www.dksb-ka.de 

  

http://www.dksb-ka.de/
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Begleiteter Umgang – Sozialdienst katholischer Frauen Stadt- und Landkreis Karlsruhe e. V. (SKF) 

Der Sozialdienst katholischer Frauen Stadt- und Landkreis Karlsruhe (SkF) bietet hauptsächlich den „Begleiteten 
Umgang im engeren Sinne“ und den „Beaufsichtigten Umgang“ an. Mit einer Clearingphase zu Beginn, dem 
Angebot von Anbahnungsterminen vor dem eigentlichen begleiteten Umgang, in denen die Kinder im Fokus 
sind und durch die Arbeit im Tandem (Fallverantwortliche und Umgangsbegleitung, beides Fachkräfte) können 
auch sehr komplexe Familiendynamiken begleitet werden und dem abgebenden Elternteil und dem Kind eine 
größtmögliche Sicherheit und Unterstützung beim Begleiteten Umgang angeboten werden. 
 
Team Begleiteter Umgang 
Telefon: 0721 91375-27 
E-Mail: bu@skf-karlsruhe.de  
Internet: www.skf-karlsruhe.de 
 

Frauenberatungsstelle Karlsruhe – Verein zum Schutz misshandelter Frauen und deren Kinder e. V. 

Unterstützung für betroffene Frauen durch psychosoziale Beratung und Begleitung, Beratung in Krisen und 
Notsituationen im Kontext von Trennung und Scheidung, rechtliche Unterstützung sowie Stalking-Beratung. 
Individuelle Unterstützung für Kinder und Jugendliche, um dem erlebten Raum zu geben und Ressourcen zu 
aktivieren. Hilfe durch altersgerechte Informationen, Enttabuisierung von Gewalt und Begleitung durch 
Krisensituationen. 
 
Telefonzeiten: Montag bis Freitag: 9 bis 11 Uhr, zusätzlich Dienstag bis Donnerstag: 14 bis 16 Uhr  
 
Kriegsstraße 148, 76133 Karlsruhe 
Telefon: 0721 849047 
E-Mail: info@frauenberatungsstelle-karlsruhe.de 
Internet: www.frauenhaus.de 

Frauenhaus Karlsruhe – Verein zum Schutz misshandelter Frauen und deren Kinder e. V. 

Das Frauenhaus bietet bedrohten und von häuslicher Gewalt betroffenen Frauen und ihren Kindern eine 
Zufluchtsmöglichkeit und Schutz vor weiteren Misshandlungen. 
Eine Aufnahme erfolgt nach telefonischer Absprache. 
 
Telefon: 0721 567824 
E-Mail: karlsruhe@frauenhaus.de 
Internet: www.frauenhaus.de 
 

Frauenberatungsstelle – Sozialdienst katholischer Frauen Stadt- und Landkreis Karlsruhe e. V. (SKF) 

Beratung für Frauen bei körperlicher und psychischer Gewalt sowie Stalking 
Tandemberatung für (Ex-) Paare bei Partnergewalt. 
 
Öffnungszeiten: Montag bis Donnerstag: 8:30 bis 16:30 Uhr, Freitag: 8:30 bis 13 Uhr  
Wir bitten um vorherige Terminvereinbarung. 
 
Akademiestraße 15, 76133 Karlsruhe 
Telefon: 0721 91375-0, -18 und -22 
E-Mail: frauen@skf-karlsruhe.de 
Internet: www.skf-karlsruhe.de 

  

http://www.skf-karlsruhe.de/
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Frauenhaus SkF Karlsruhe 

Telefonische Beratung von Betroffenen, Angehörigen oder professionellen Diensten. Aufnahme nur nach 
vorheriger telefonischer Absprache und freien Kapazitäten möglich. 
 
Erreichbar täglich (auch an Feiertagen und Wochenenden) von 8 bis 22 Uhr. 
 
Telefon: 0721 824466  
Internet: www.skf-karlsruhe.de 

Beratungsstelle bei Gewalt im sozialen Nahraum – Verein für Jugendhilfe 

Die Beratungsstelle ist ein Angebot sowohl für Männer als auch für Frauen, die in ihrem häuslichen Umfeld 
gewalttätig geworden sind. Durch Einzelberatung, Trainingsangebote und Tandemberatung unterstützt das 
Beratungsangebot gezielt ein gewaltfreies Leben zu führen. 
 
Verein für Jugendhilfe 
Telefon: 0721 680246-83 
E-Mail: beratungsstelle@vfj-ka.de 
Internet: www.vfj-ka.de 

Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention – Gleichstellungsbüro Stadt Karlsruhe 

Koordinierung, Umsetzung, Beobachtung und Bewertung der Umsetzung des Übereinkommens des Europarats 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) auf 
kommunaler Ebene in der Stadt Karlsruhe. Die Beseitigung von geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen ist 
ein zentrales Thema der Gleichstellungsbeauftragten bei der Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern in der Gesellschaft.  
 
Büro der Gleichstellungsbeauftragten, Stadt Karlsruhe 
Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention 
Telefon: 0721 133-3065 
E-Mail: gb@karlsruhe.de 
Internet: www.karlsruhe.de/hg 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quellennachweise 

▪ www.bmfsfj.de/resource/blob/185888/8061cc0422a8178cc976a968625e93ff/kindschaftssachen-und-haeusliche-gewalt-data.pdf 
▪ www.lahn-dill-kreis.de/wp-content/uploads/2023/04/242_-Modell-Lahn-Dill-2019-10-31.pdf 
▪ www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/amtsgerichte/muenchen/familiensachen/20.07.06_sonderleitfaden_muenchner_modell.pdf 
▪ www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-vor-gewalt-schuetzen/haeusliche-gewalt 
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